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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Wabl und Genossen vom 12. Juli 1989, Nr. 

4172/J-NR/1989, "Einhaltung der Datenschutz­

bestimmungen im Rahmen der Digitalisierung 

des Telefonnetzes" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: 

'I11f!. lAB 

1989 -09- 1 2 

zu Ll1;t..z IJ 

"Welche Daten können im Rahmen der Digitalisierung des 

Telefonnetzes. sowie anderer computerunterstUtzter Dienst­

leistungen bei der Post- und Telegraphenverwaltung aufbe­

wahrt und gespeichert werden'?" 

Eine Aufstellung aller im Bereich der Post- und Telegraphen­

verwaltung im Rahmen des Fernmeldewesens durchgefUhrten und 

nach den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes registrierten 

Datenverarbeitungen wurde erstellt und angeschlossen. Aus 

dieser Liste sind der Zweck der jeweiligen Verarbeitung, der 

Kreis der Betroffenen, die verarbeiteten Datenarten, die 

registrierten Ubermittlungen und die AUftraggeber im Sinne 

des Datenschutzgesetzes zu entnehmen. 

Zu.Frage 2: 
"Wie lange werden solche Daten bei der Post- und Telegraphen­

verwaltung gespeichert'?" 

Die erforderlichen Daten werden nur solange gespeichert als 

sie zur Erreichung des Verarbeitungszweckes benötigt werden. 

FUr die Daten des digitalen Telefonnetzes bedeutet dies. daß 
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für die VergebUhrung relevante Daten maximal 12 Monate ge­

speichert und dann gelBscht werden. 

Z1Lt:l.:~: 

"In welcher Form werden gespeicherte Daten ausgewertet?" 

Die Daten werden nur soweit ausgewertet als dies der Zweck 

der Verarbeitung erfordert. FUr Verrechnungszwecke erfolgt 

die Auswertung insbesondere in Form des Ausdruckes von 

Rechnungen. 

Beim digitalen Telefonnetz bedeutet dies. daß die Daten fUr 

die FernmeldegebUhrenrechnung und fUr Fehlerbehebungen aus­

gewertet werden. Weiters werden dem Teilnehmer auf dessen 

Verlangen Gesprächsdaten nur in dem fUr die Kontrolle der 

GebUhrenvorschreibung erforderlichen Ausmaß bekanntgegeben, 

wobei lediglich das angewählte Ortsnetz, nicht aber die ge­

wählte Teilnehmernummer mitgeteilt wird. 

Zu Frage 4; 

"Wer hat Zugang zu Daten, die bei der Post- und Telegraphen­

verwaltung gespeichert werden?" 

Gemäß § 9 der Datenschutzverordnung-PTV dUrfen Daten nur von 

jenen Organisationseinheiten und Organwaltern der Auftrag­

geber bzw. Dienstleister der Post- und Telegraphenverwaltung 

benUtzt werden. soweit sie diese zur ErfUllung der ihnen 

gemäß Geschäftseinteilung bzw. Arbeitsplatzbeschreibung 

zukommenden Aufgaben benBtigen und dies fHr den jeweiligen 

Auftraggeber zur Wahrnehmung der ihm gesetzlich Ubertragenen 

Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bildet. 

Hinsichtlich des Zuganges zu Räumen, in denen Daten ver­

arbeitet bzw. Datenausdrucke gelagert werden, bestehen fOr 

alle Verarbeitungen in den nach dem Datenschutzgesetz er-
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forderlichen Betriebsordnungen bzw. Datensicherheitsvor­

schriften entsprechende Zutrittsregelungen. Darliberhinaus 

ist der Zugriff auf Daten EDV-technisch abgesichert. 

Zu Frage 2' 
"Wurden im Rahmen der Digitalisierung des Telefonnetzes und 

der EinfUhrung von computerunterstUtzten Dienstleistungen 

neue Datenschutzvorkehrungen getroffen?" 

Seit dem Inkrafttreten des Datenschutzgesetzes wurden bei der 

Aufnahme von Datenverarbeitungen die aufgrund der gesetz­

lichen Bestimmungen erforderlichen Maßnahmen, wie 

Registrierung der Verarbeitung beim Datenverarbeitungs­

register, Erlassung von Betriebsordnungen bzw. von Daten­

sicherheitsvorschriften, getroffen. Im Zusammenhang mit der 

Digitalisierung des Telefonnetzes waren darUberhinaus keine 

besonderen Maßnahmen erforderlich. da die in diesem Zusammen­

hang erfaßten Daten in der Registrierung IlVerrechnung der 

FernmeldegebUhren und -entgelte, sonstige das Teilnehmer­

verhältnis betreffende Korrespondenz" Deckung fanden. 

Zu Frage 6: 

"K5nnen auch 5ffentliche Stellen, z.B. die Polizei von Seiten 

der Post- und Telegraphenverwaltung Informationen Uber ge­

speicherte Daten erhalten?" 

Regelmäßige übermittlungen von Daten erfolgen nur soweit als 

sie gemäß § 7 des Datenschutzgesetzes zulässig und 

registriert sind. übermittlungen an öffentliche Stellen in 

Einzelfällen erfolgen nur nach Maßgabe der Bestimmungen des § 

7 Abs. 1 und 2 des Datenschutzgesetzes. d.h. bei Zutreffen 

einer gesetzlichen Voraussetzung oder wenn die Daten fUr den 

Empfänger zur Wahrnehmung der ihm gesetzlich Ubertragenen 

Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. 
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Überhaupt werden Auskünfte Uber den Fernmeldeverkehr nur im 

Rahmen der diesbezUglichen gesetzlichen Regelungen er­

teilt. Eine Uberwachung des Fernmeldeverkehrs auf Verlangen 

Dritter erfolgt nur im Rahmen des § 149a der Strafprozeß­

ordnung aufgrund einer richterlichen Anordnung. Die Weiter­

gabe von Daten betreffend den Inhalt oder die Tatsache eines 

Fernmeldeverkehrs durch Postbedienstete ist durch § 17 des 

Fernmeldegesetzes verboten und ist gemäß § 25 des Fernmelde­

gesetzes strafbar; ausgenommen von dieser Regelung sind die 

dem Teilnehmer im Zusammenhang mit der GebUhrenvorschreibung 

bekannt zugebenden Daten. Alle Ubrigen Daten unterliegen dem 

Amtsgeheimnis und dem Datengeheimnis und werden nur im Ein­

klang mit den diesbezüglichen gesetzlichen Bestimmungen 

weitergegeben. 

Zt} Fraqe 7: 

"Können Betriebsinhaber Informationen Uber Angestellte er­

halten, da diese betriebseigene Posteinrichtungen benUtzt 

haben?" 

Nein. Seitens der Post- und Telegraphenverwaltung werden aus­

schließlich dem Teilnehmer auf dessen Verlangen Gesprächs­

daten nur in dem fUr die Kontrolle der GebUhrenvorschreibung 

erforderlichen Ausmaß bekanntgegeben. Dabei wird für Fern­

gespräche lediglich über das Ortsnetz, das angewählt wurde, 

nicht aber Uber die ge'f1ähl te Fernsprechnummer Auskunft 

erteilt. 
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